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Deutſchland. 8 

Q Berlin, 16. Februar. In Angelegenheit der Gott- 
hardbahn iſt von Seiten Badens der Zuſammentritt einer von 
allen deutſchen Regierungen zu beſchickenden Konferenz angeregt 
worden, um die Frage der pekuniären Unterſtützung des Unterneh- 
mens durch gemeinſame Berathungen zur Erledigung zu bringen. 
Die preußiſche Regierung dürfte mit dieſem Plane einverſtanden 
fein. — Graf Goltz wird in dieſen Tagen aus Paris hier er- 
wartet. Eine Sturmfluth von Konjekturen über den Zweck dieſer 


Reiſe wird in der Preſſe ſicherlich nicht ausbleiben und auch ſchwer⸗ 


lich durch meine, obgleich auf zuverläſſigſter Mittheilung beruhend: 
Verſicherung aufgehalten werden, daß es ſich lediglich um eine Ur- 
laubsreiſe handelt. — Der „Altonaer Merkur“ hat das Gerücht 
aufgebracht und demſelben faſt in allen Zeitungen Eingang ver⸗ 
ſchofft, Gouverneur v. Manteuffel werde in ſeiner Stellung 
bald durch einen Andern erſetzt werden. Thatſache iſt indeß, daß 
weder General v. Manteuffel, noch ſonſt irgend Jemand an einen 
derartigen Stellenwechſel gedacht hat. Das Gerücht iſt nicht allein 


grundlos, ſondern. es. exiſtirt zu ſeiner Entſtehung auch nicht die 


allermindeſte Veranlaſſung. — Den „Hamb. Nachr.“ und der „Köln. 
Ztg.“ iſt von hier eine Analyſe einer angeblichen öſterreichiſchen 
Depeſche vom 10. Januar mitgetheilt worden, in welcher das 
Wiener Kabinet erklärt haben ſoll; der Wiener Friede habe den 
Monarchen Preußens und Oeſterreichs keineswegs das Souveräne 
täts-, ſondern nur das einſtweilige Beſitzrecht in Schleswig-Holſtein 
verliehen; unter den Prätendenten aber betrachte Oeſterreich, kon⸗ 


form mit ſeiner auf der Londoner Konferenz abgegebenen Erklä⸗ 


rung, immer noch den Erbprinzen von Auguſtenburg als den Be⸗ 
rechtigten. Das ſeien die „Grundſätze, von denen ſich Oeſterreich 
bei der lünftigen Regulirung des Definitivums leiten laſſen werde.“ 
Nun iſt aber nicht nur ſtets von hier aus, ſondern noch vor ein 
paar Tagen von der offiziellen „Wiener Abendpoſt“ verſichert wor- 
den, daß „ſeit dem Abſchluſſe der Gaſteiner Konvention zwiſchen 
den beiden deutſchen Großmächten kein Notenwechſel ſtattgefunden, 
welcher die definitive Geſtaltung der Herzogthümer zum Gegenſtande 


bütte.“ Schon um deswillen müſſen an der Exiſtenz jenes Akten- 


ſtückes von vorn herein die allexentſchiedenſten Zweifel erhoben wer⸗ 
den. Und jo hält man denn auch hier in allen unterrichteten 
Kreiſen die ganze Geſchichte für eine Myſtiſikation und verſichert 
zugleich, daß im Laufe d. J. keine andere Depeſche ſeitens des 
Wiener Kabinets hieher gerichtet worden, als die vom 7. d. M., 


sei, vie Auguſtenburgiſche Agitation bezieht und die vor⸗ 
8 — 8 N — 9. De 8 
Rt Ber zauptinhalt jenes Aktenſtückes ift geſtern von mir mitgetheilt 
worden. 8 g „ 


Berlin, 16. Februar. Bei den zu Anfang dieſer Woche 


ſtattgehabten Berathungen des Comités für den Nord⸗Oſtſee⸗Kanal, 


gelangte auch ein von dem Herrn Miniſter-Präſidenten an den 
Vorſitzenden des Comités, Staatsminiſter Frhr. v. d. Hepdt, ge⸗ 
richtetes Schreiben zur Verleſung, deſſen beſtimmte Sprache gerade 
im gegenwärtigen Augenblick — das Schreiben datirt vom 3. d. 
M. — auch abgeſehen von dem Kanal-Projelt von hervorragendem 
Intereſſe iſt. Der Herr Miniſter⸗Präſident erklärt in demſelben 
auf eine Anfrage wegen Stellung der Geſellſchaft zu dem zukünf- 
tigen Souverän der Elbherzogthümer, daß die Königliche Regierung 
die Beſtimmung der Gaſteiner Konvention vom 14. Auguſt v. J. 
in Betreff des Nord⸗Oſtſee-Kanals unter allen Umſtänden aufrecht 
erhalten und auf der Baſis derſelben der Geſellſchaft allen erfor⸗ 
derlichen Schutz angedeihen laſſen werde. 

Leipzig, 13. Februar. Die Belohnung, welche auf die 
Entdeckung der Urheber des vielbeſprochenen Eiſenbahnfrevels geſetzt 
iſt, ſteigt immer höher. Neben der Prämie der zunächſt betheilig⸗ 
ten Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn (welche die Anfangs gar zu dürf⸗ 
tige Summe nunmehr auf 100 Thlr. erhöht hat) und der einer 
preußiſchen Lebensverſicherung (50 Thlr.) hat jetzt die hieſige Staats- 


anwaltſchaft im Namen der Regierung (da das Attentat noch dies- 


ſeit der Grenze verſucht worden) eine Belohnung von 500 Thlrn. 
ausgeſetzt. 
Kulmbach, 13. Februar. Der Aufſtand der Zuchthaus⸗ 


ſträflinge auf der Plaſſenburg iſt gedämpft, das requirirte Militär 


nach Bayreuth wieder abmarſchirt; allein die Stadt Kulmbach hat 


diesmal in einer beſondern Gefahr geſchwebt, da an 300 Verbre- 


cher ſehr nahe daran waren auszubrechen. 

Stuttgart, 14. Februar. Wie die „Voſſ. Z.“ hört, hat 
Stadtdekan Gerok ein ihm angebotenes Predigeramt in Dresden 
(wo Gerok im vorigen Jahre zur Hauptverſammlung des Guſtav⸗ 


Adolph Vereins war) ausgeſchlagen, weshalb ihn Se. Maj. der 


König von Würtemberg mit dem Ritterkreuz des Friedrichsordens 
dekorirt hat. 

; auffurt a. M., 15. Februar. Sachſen⸗Weimar hat 
ane Erklärung abgegeben in Betreff ſeines Beitritts zum neuen 
Nachdrucksgeſetz. Eben jo Frankfurt, das unter Vorbehalt der Zur 
ſtimmung des geſetzgebenden Körpers beitritt. Würtemberg giebt 
Namens des Ausſchuſſes eine Ueberſicht der Regierungen, welche 


bereits mit und ohne Bedingungen dem Nachdrucksgeſetz zugeſtimmt 


haben, und beantragt, daß diejenigen Regierungen, welche dieſes 
noch nicht gethan, aufgefordert würden, ihre Erklärungen baldigſt 
folgen zu laſſen. Auch Preußen giebt in dieſer Frage eine Err 
klärung ab, welche beſagt, daß es ſich nicht veranlaßt ſehe, dieſes 
Nachdrucksgeſetz bei ſich einzuführen. Dasſelbe geſchieht von Luxem- 
rg. Baiern hält Namens des Militär⸗Ausſchuſſes Vortrag über 
Erhöhung (bez. Vermehrung) des Munitions⸗Standes in den Bun⸗ 
desfeftungen. Die Koften würden vorerſt eine Million betragen, 
Es wird über dieſen Gegenſtand in 14 Tagen abgeſtimmt. 
Wien, 15. Februar. Eiue telegraphiſche Depeſche vom 
heutigen Tage meldet der „Bresl. Ztg.“: Belcredi tritt nicht zurück, 


haben, ehe er das Verbot erlaſſen hätte. 


legitimiſtiſchen Salons find heute 
Jahrestag der Ermordung des 
9 ift, wie im Jahre 1820, auch 
der Karnevalstag. 
ie Kommiſſion über die Todes- 
Nur vier der Mitglieder, un- 
für die Abſchaffung der To⸗ 
mmiſſion vernahm ſehr viele 
nd andere rechtsgelehrte Pairs. 


Paris, 13. Februar. 
ſämmtlich geſchloſſen. Es i 
Herzogs von Berry, und z 
in dieſem Jahre der 13. F 

London, 14. Febru 
ſtrafe hat ihren Bericht abge 
ter ihnen Mr. Bright, hab 
desſtrafe aus geſprochen. Di 
Zeugen, darunter den Lord⸗Kan 
Alle bezeugten auf das Nachd chſte, daß die Todesſtrafe eine 
höchſt abſchreckende Wirkung habe, und daß ſie in Fällen des Mordes 
gar nicht abgeſchafft werden ſo Eilf andere engliſche und iri⸗ 
ſche Richter hatten ſchriftlich n an die Kommiſſion geſandt. 
Alle waren für Beibehaltung desſtrafe, ausgenommen Mr. 
Shee, der ſich mit ſeiner M nicht auf die eigene richterliche 
Erfahrung, ſondern auf die Gfünde des deutſchen Profeſſors Mit- 
termayer ſtützt. Unter den zahlreichen andern Notabilitäten, die von 
der Kommiſſion um ihre Meinung befragt worden ſind, waren für 
Beibehaltung der Todesſtrafe d ige Miniſter des Innern, Sir 
George Grey, Mr. Walpole, enſelben Poſten unter der Tory- 
Regierung eingenommen hat, Mr. Davis, der Kaplan im 
Kriminalgefängniſſe von N ber auch für die Abſchaffung 
der Todesſtrafe findet ſich ein ahl Namen: Sir Fitzroy Kellp, 
Mr. Deuman, Lord Hobart u. a. m. 
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Berlin, 16. Februar. (Haus der Abgeordneten.) 
(Schluß.) Es folgt der zweite Gegenſtand der Tages-Ordnung, 
der Bericht der Juſtiz-Kommiſſion wegen der Claſſen-Kappelmann⸗ 
ſchen Petition, betreffend das ammlungsrecht. Referent iſt der 
Abg. Wachsmuth. In die liſte haben ſich nur ein Red⸗ 
ner für und einer gegen die Reſolution eintragen laſſen. Der 
erſte Redner iſt der Abg. 5 Heydt gegen den Antrag. 
Jede Verſammlung ohne geſetz hmigung iſt widtr die Ver⸗ 
faſſung, und was wider die V ft, iſt Beginn des Hoch 
verraths. (Bewegung, Heiter Bravo links.) Daß das 
Miniſterium dagegen, iſt mir ge des Wiederbeginnes des 
Königlichen Regiments; Gott gie, daß dies in noch vielen Fällen 
ſich wiederholen möge. — Abg. Leue geht zunächſt auf den Vor⸗ 
sell ſetoſt cin. eO nung var, den überalen Abge⸗ 
ordneten eine Huldigung darzubringen. Das Verbot derſelben er⸗ 
folgte durch den Regierungspräſidenten und an daſſelbe reiheten 
ſich eine Menge geſetzwidriger Handlungen. Aber weder der Polizei- 
Praſident noch der Regierungs-Präſident — beide mir perſönlich 


als Männer bekannt, die nie etwas Geſtzewidriges begehen werden — 


ſind die Urheber dieſes Verbots, ſondern dies iſt allein der Minifter 
des Innern. (Der Feldmarſchall Graf Wangel iſt in der Hofloge 
erſchienen, ebenſo haben der Zinanzminiſter v. Bodelſchwingh und 
der Miniſter v. Selchow am Miniſtertiſch Platz genommen.) Red- 
ner fühet weiter aus, wie ſich die Angelegenheit entwickelte. Wenn 
der Miniſter des Innern das ganze Weſen des Feſtes und die 
Arrangements gekannt hätte, würde er wohl zwei Mal überlegt 
Jedes einzelne Mitglied 
des Comités war nichts weiter als ein Feſtorduer und jeder hatte 
ein beſtimmkes Amt für das Arrangement. Sowie die Nachricht 
nach Köln kam, daß man das Comité für einen politiſchen Verein 
anſehe, wurde ſie allgemein mit ſchallendem Gelächter empfangen. 
(Redner iſt auf der Journaliſtentribüne und im Hauſe ſehr ſchwer 
verſtändlich und wird wiederholt aufgefordert laut zu ſprechen). Die 
Polizeibehörde von Köln war in keiner Weiſe berechtigt, das 


delt zu ſtören. (Der Kultusminiſter iſt ins Haus eingetreten.) 
Die Zahl der Feſttheilnehmer belief ſich auf 1000, die der Zu⸗ 


ſchauer auf mehr als 4000. Sie alle hatten ihre Geldbeiträge 
geleiſtet, wurden aber auf Anordnung der Polizeibehörde ſämmtlich 
durch das Militär aus dem Seftlofat getrieben, ohne daß das Mi- 
litär danach fragte, ob die Leute ihr Geld bezahlt hatten oder nicht. 
Nun denken Sie ſich m. H., wenn die Bevölkerung von Köln nicht 
loyal geweſen, wenn nur ein Stein unter die Soldaten geworfen 
worden wäre, was daraus hätte werden können! Ebenſo war es 
auch bei Deuz, wo am Rhein ſcharf geladene Kanonen aufgepflanzt 
waren. Als nachher die Unternehmer des Feſtes gegen diejenigen, 
welche es geſtört und inhibirt hatten, auf Schadenerſatz klagbar 
werden wollten, erhob die Regierung den Kompetenzkonflikt, der 
nur erfunden iſt, um die Rechte der Staatsangehörigen zu verküm- 
mern. Hier aber, wo es ſich nur um die Störung eines rein bür⸗ 
gerlichen Feſtes handelt, iſt die Erhebung des Kompetenzkonfliltes 
nichts als ein Verſuch, die Theilhaber in ihren Rechten und Ver— 
mögen zu ſchädigen. Die ganze Behinderung des Feſtes hatte ſei— 
nen Grund darin, weil der Herr Miniſter des Inuern ſonſt in 
Betreff ſeiner früheren Aeußerung über das Aachener Feſt wider“ 
legt worden wäre. — Miniſter des Innern: Ich bedauere, 
daß der Herr Vorredner und die Herren, welche bisher über das 
Jeſt geſprochen, immer nur die Gemüthlichkeit deſſelben hervorge— 
hoben, nie aber in offener und ehrlicher Weiſe ſich über den eigent- 


lichen Zweck, die Abſicht, in welcher das Feſt ins Leben gerufen, 


ausgeſprochen haben. Der Aufruf, welchen das Comité erlaſſen, 
(der Miniſter verlieſt ihn) ſpricht dieſen Zweck ganz deutlich aus. 
Es ſollte eine politiſche Demonſtration fein und der Polizei-Prä 
ſident fürchtete für die öffentliche Sicherheit und Ordnung und 
wendete ſich an die Regierung mit der Bitte um Verhaltungs- 
regeln; von hier aus wurde ihm die Weiſung, nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen zu handeln und nicht zu dulden, daß gegen Diejelben 
gefehlt werde. Wenn der Vorredner jagt, daß nicht der Polizei⸗ 


Zeitung. 


wähnten 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertefj. 1 Tylr. 7½ Sgr 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


ent die Urheber der Maßregeln 


Beamten aufrecht zu erhalten. 
Miniſter führt hierauf das weitere (bereits bekannte) Verfahren der 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden vor, und geht dann zu dem 
Wortlaut der Reſolution über. Zu Al. 1 bemerkt der Hr. Mi⸗ 
niſter, daß genügende Veranlaſſung zu dem Verfahren der Behörden 
vorhanden war. Wenn aus der Verſammlung Reden und Be⸗ 
ſchlüſſe hervorgingen, ſo würde doch jedenfalls der harmloſe Cha- 
rakter des Feſtes ſehr in den Hintergrund getreten ſein. Es war 
ein eminent politiſches Feſt, das gleichzeitig dadurch, daß es in 
einem Saale abgehalten werden ſollte, in dem vor zwei Monaten 
die Verſicherungen der treueſten und loyalſten Geſinnungen dem 
Monarchen dargebracht waren, zu einer gehäſſigen Demonſtration 
gemacht werden ſollte. Zu Al. 2 bemerkt der Miniſter, daß er in 
dieſem Falle vollkommen korrekt verfahren ſei, denn nachdem ihm 
die Mittheilung zugegangen, daß Polizei-Präſidium und Regierung 
das Feſt zu hindern ſich veranlaßt fanden, mußte er zunächſt von 
dieſen Behörden die Gründe für dieſes Verfahren extrahiren und 
dies ſei ſofort in dem geſchäftsmäßigen Wege geſchehen. Was die 
beiden letzten Alinea anbetrifft, ſo verweiſt der Miniſter nur dar⸗ 
auf, daß dle Reſolutlon nichts anderes verlange, als daß derſelbe 


Oberprokurator, der das gerichtliche Verfahren gegen die Feſttheil⸗ 


nehmer eingeleitet habe, nun alſo gegen die nach ſeiner Anſicht 
rechtlich verfahrenen Beamten auf gerichtlichem Wege vorſchreiten 
ſolle. Außerdem aber müſſe er darauf aufmerkſam machen, daß 
das Haus kein Recht der Entſcheidung habe, ob ein Beamter ſeine 
Pflicht verletzt habe oder nicht! Er müſſe nochmals wiederholen, 
daß die Beamten ſehr korrekt gehandelt hätten, und daß ſie auch fer⸗ 
ner ſo handeln, und ſich nicht danach richten würden, ob das Haus 
ihre Handlungen mißbillige oder nicht. — Abg. Hübner (die Bänke 
leeren ſich in hohem Maße) ſpricht gegen den Kommiſſions-Antrag. 
Das Miniſterium und die in Rede ſtehenden Beamten haben ſo 
lorrelt und ihrer Pflicht gemäß gehandelt, um Ruhe und Ordnung 
in ihrem Verwaltungs bezirk aufrecht zu erhalten, daß ihnen dafür 
der Dank des Vaterlandes gebührt. In Art. 29 der Berfaſſung 
iſt nicht von Verſammlungen die Rede, die von vorn herein den 
Charakter der Friedensſtörung an ſich tragen und einen unerlaubten 
Zweck verfolgen, ſondern nur von ſolchen, die ſich innerhalb der 
Schranken des Geſetzes halten. Sogar die F 
n wir 


haben die Theilnehmer an dem Feſte lächerlich gemacht. Hü 


uns, daß wir nicht gleiches Schickſal ertragen müſſen, übergeben 
wir die ganze Angelegenheit der Vergeſſenheit, verwerfen wir die 
Reſolution und gehen Sie über dieſelbe zur Tagesordnung über. 


— Abg. Jung: Der Miniſter des Innern hat behauptet, daß 


er im vorigen Jahre das Huldigungsfeſt in Aachen und Köln als 
eine Huldigung des von dem jetzigen Miniſterium eingeſchlagenen 
Syſtems bezeichnet habe. Der Hr. Miniſter hat ausdrücklich er⸗ 
llärt, daß die Huldigung in Aachen und Köln dem von feinem Mi- 
niſterium umgebenen Könige dargebracht ſei. Deutlicher kann man 
ſich nicht ausdrücken. Eben dieſe Aeußerung des Miniſters des Innern 
war die erſte Veranlaſſung zu einem Abgeordnetenfeſt. Bis zum 
Jahre 1848 waren die Rheinländer allerdings dem Preußenlande 
noch mehr entfremdet, ſeit jener Zeit aber iſt durch das ſittliche 
Leben das Gefühl der Solidarität mit Preußen bedeutend gehoben 
worden. Allerdings nicht eine Solidarität mit dem Neupreußen 
mit dem Symbol eines Garde-Lieutenants, deſſen ſchnarrender Ton 
ſchon allein hinreicht, um alle Rheinländer gegen ihn einzunehmen. 
Daß das Miniſterium immer noch neue Leute finden wird, welche 
ſeiner Anſicht beipflichten, das ſehen wir an dem Abgeordneten für 
Ziegenrück (Frhr. v. d. Heydt). Es iſt bekannt, daß ſich der Hr. 
Abgeordnete nach allen Konjunkturen wendet. 
war er blutroth, 1849 kohlſchwarz, dann ſchimmerte er einmal im 


Jahre 1860 wieder ein Wenig in's bläulich - gothaiſche über und 


jetzt iſt er wieder ganz ſchwarz. Er überjunkert noch das Junker⸗ 
thum, und während der Herr Miniſter nur aus dem Abgeordneten⸗ 


feſt ein Vergehen herausſucht, das mit einer Strafe von 20 bis 


30 Thlru. beſtraft wird, war es dem Herrn Abgeordneten für Zie⸗ 
genrück vorbehalten, aus demſelben Hochverrath herauszuwittern. 
(Heiterkeit) Der Begriff einer politiſchen Demonſtration iſt ſehr 
dehnbar und wenn der Herr Miniſter das Abgeordnetenfeſt als ein 
ſolches anſah, ſo könnte man noch manches andere ebenfalls als 
eine ſolche anſehen. Die Entſchuldigung des Miniſters, daß er 
zunächſt Informationen einziehen mußte, kann ich nicht gelten laſſen. 
Unter den obwaltenden Verhältniſſen mußte er entweder ſelbſt ſo⸗ 
fort nach Köln fahren oder einen Kommiſſarius zur Unterſuchung 
dorthin ſenden. Der Umſtand aber, daß der Miniſter derg leichen 
Anſicht war, wie ſeine Unterbeamten, entſchuldigt ſein Verfahren 
nicht. Das Feſt-Comité ſollte feine Statuten einſenden, ja dazu 
mußte es doch erſt ſolche haben. Es hätte höchſtens als Statut 
ſeine Speiſekarte einſenden können. (Heiterkeit.) Aber auch ſchon 


vom rein juriſtiſchen Standpunkt iſt kein Grund vorhanden, das 


Feſt⸗Comité zu einem politiſchen Verein umzuwandeln. Wäre dies 
aber ſelbſt der Fall, ſo würde immer noch kein Grund vorgelegen 
haben, den angeblichen Verein zu ſchließen. Noch weniger aber 
dürfte ein Ober⸗Prokurator eine Anklage erheben und ein Gericht 
dieſelbe annehmen. Der Herr Miniſter hat vorhin eine Wette 
angeboten, daß der in erſter Inſtanz mit Freiſprechung entſchiedene 
Prozeß in der zweiten Inſtanz im entgegengeſetzten Sinne entſchie⸗ 
den werden würde. Ich gratulire dem Apellhofe zu Köln zu dem 
Vertrauen, welches der Herr Miniſter in ihn geſetzt und hier, 2 
geſprochen. (Sehr gut! linke.) Ich weiß freilich nicht, mie n 
Appellhof dies aufnehmen wird. Man fragt ſich aber min ee 
Erſtaunen woher dieſe Wuth und die Aufwendung N 


Im Jahre 1848 


Pr 


Maſſen von Bajonetten? Ganz einfach deshalb, weil der Herr 
Miniſter nicht desavouirt ſein wollte. Das Präventivverfahren der 
Miniſter beweiſt uns, daß Vieles faul im preußiſchen Staate iſt. 
Aber ich habe auch die Hoffnung, daß dereinſt und bald ein Geiſt 
im Volke auferwachen wird, der dieſes Miniſterium bald beſeitigen 
wird und dann hoffe ich auch, daß wir vielleicht den Herrn Abg. 
für Ziegenrück an dieſer (der linken) Seite des Hauſes wieder 
ſitzen ſehrn werden. (Große Heiterkeit.) Der Vice⸗Präſident er⸗ 
wähnt, daß der letzte Ausdruck des Redners ein unparlamentariſcher 
geweſen ſei. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Auf die Frage 
eines Vorredners, wo es denn ſtünde, daß politiſche Demonftra- 
tionen geſetzlich verboten wären, habe ich zu erwidern, daß ich 
nur geſagt habe, daß man eine politiſche Demonſtration, wenn 
man ſie für öffentlich gefährlich hält, unter allen Umſtänden ver- 
hindern müßte, und dann ſich im Geſetz nach einer Stelle umſehen, 
um dies zu motiviren. (Heiterkeit.) 
geweſen, iſt hinreichend dargethan. Wenn nun vom Polizei -Prä⸗ 


fitenten Geiger gejagt wird, daß er „rein aus Verzweiflung“ jo ge- 


‚handelt habe, ſo möchte ich fragen, woher denn dieſe Verzweif⸗ 
lung gekommen; doch wohl nur aus der großen Unruhe, in die er 


über die Bedeutung des Feſtes gerathen; denn von hier hat er keine 


Anregung erhalten, wohl aber iſt ſein Verfahren nachher vollkom- 


men gebilligt worden. Wenn nun die Anſicht, daß der Rhein eine 
öffentliche Straße ſei, als ſo ungeheuerlich hingeſtellt wird, jo ha⸗ 
ben die Herren wohl nicht die Beilagen zum Kommiſſionsbericht 
geleſen, ſonſt würden ſie erſehen haben, daß auch ein Gericht die- 


ſer Anſicht beigetreten iſt. Wenn der Herr Abg. Jung ſagt, es 
wäre meine Pflicht geweſen, bei einem ſolchen Falle ſelbſt nach 
Köln zu reiſen, ſo iſt das wohl nur ein Scherz; ſonſt könnte ich ihm 
auch entgegnen, daß ich an demſelben Tage nach Regensburg rei- 
ſen mußte, wo ich wohl Wichtigeres zu thun hatte. — Abg. von 
Blanckenburg: Meine Herren! Der erſte Redner hat einen Ton 
angeſchlagen, als ob das ganze Feſt von ihnen verleugnet werden 
ſolle; es hat mich gewundert, daß ſich dieſe Sache jo gewaltig ab⸗ 
gekühlt hat; es iſt dies auch gerade keine Höflichkeit gegen Ihren 
Präſidenten, der demſelben in ſeiner Präſidialvorrede eine ſo große 
politiſche Bedeutung beilegte; man ſieht daraus, es will nicht mehr 
recht gehen (Gelächter). Das Feſt aber hätte von großer politi- 
ſcher Tragweite werden können, wenn die Regierung nicht jo gehan⸗ 
delt hätte. 
ſicht, das Jubelfeſt der Vereinigung der Rheinprovinz mit Preußen 
zu hintertreiben; da dieſer Verſuch mißlang, wollte man das Ab- 


geordnetenfeſt im ſchneidenſten Gegenſatz zu jenem echt patriotiſchen 


Set feiern. Der Herr Graf Schwerin hat dies in ſeinem Briefe 


an das Feſt⸗Komité ausdrücklich ausgeſprochen. (Redner verlieſt 


einen Satz daraus). Dieſe feindliche Demonſtration ſollte die Re- 


gierung dulden, weil ſie keinen paſſenden Vereinsparagraphen fand? 


Sie glauben es ja ſelbſt nicht, daß die Regierung Unrecht damit 
gethan. Sie haben es ja ſelbſt ausgeſprochen, daß keine Tage 
des Friedens, ſondern der Rache kommen werden. War es ganz 
ohne Bedeutung, daß Ihr Präſident, der Präſident der Majorität 
(Ruf: des Hauſes) ſeine Büſte hingeſchickt hat. So viel ich weiß, 


haben bis jetzt nur Souveräne ihre Büſten (Gelächter). Bei einer 


ſo feindlichen Demonſtration können Sie ſich nicht auf Art. 29 
berufen, und wir können uns nur freuen über die Energie der 
Regierung, durch welche ſie im ganzen Lande die Herzen für ſich 
gewinnt (Gelächter); denn das Sprüchwort hat ganz Recht: „Greif 
niemals in ein Wespenneſt, doch, wenn du greifſt, ſo greife feſt!“ 
— Abg. John-Labiau: Der Herr Abg. v. d. Heydt ſuchte uns 
zu belehren, daß dieſe Sache in ein anderes Gebiet, als das des 
Vereinsrechtes, gehöre, nämlich des Hochverraths. Meine Herren! 
Auch durch meine Stellung außerhalb des Hauſes hatte ich ſchon 
öfter Gelegenheit, den vollen Ernſt dieſes Wortes zu erwägen, 
und kann dem Herrn Abgeordneten, der dieſe Anſicht hegt, nur ja- 
gen, daß ich dieſe Anſicht, da ſie der Ehre, die der Wiſſenſchaft 
gebührt, nicht werth iſt, ganz übergehe. (Sehr gut.) Ich will 
hier nur auf einige Mißbräuche aufmerkſam machen, denen wir 
bei der Handhabung des Vereinsrechts begegnen. (Redner führt 
Beiſpiele aus Königsberg und Breslau an, bei welchen die Po- 
lizei gegen die $$. 1 und 5 des Vereinsgeſetzes gefehlt hat.) 
Alle dieſe Fehler und Ungeſetzlichkeiten haben aber nichts zu 
bedeuten gegen die Ungeſetzlichkeiten, die bei Gelegenheit des 
Abgeordnetenfeſtes in Köln begangen ſind. Der Herr Miniſter 
des Innern hat früher einmal erklärt: er wäre ein Feind aller 
Polizeiwirthſchaft; dieſe Feindſchaft ſcheint ähnlich zu fein, wie ſeine 
Freundſchaft für das Budgetrecht des Hauſes. — Die Interpre- 
tation, welche uns der Herr Miniſter gegeben, hätte ich nicht er- 
wartet; er hätte doch aufrichtig erklären ſollen: „Meine Herren! 
Ich kenne kein Geſetz, wodurch ich mein Verfahren rechtfertigen 
kann; das Feſt hat uns nicht gepaßt, und weil es mir nicht ge- 
paßt hat, habe ich mich nicht an Recht und Geſetz gekehrt, und da 
ich zur Zeit auch die Gewalt in Händen hatte, habe ich es ver 
hindert“. Das wäre doch aufrichtig geweſen. Die verſchiedenen 
Interpretationen aber haben keinen Werth; das Vereinsgeſetz muß 
ſtrikte interpretirt werden, und wenn auch der Apellhof in Köln 
und ſelbſt der Kriminal-Senat des Ober-Tribunals den Rhein für 
eine Straße erklärt, ſo würde doch jeder vernünftige Menſch ſagen, 
daß dies unrichtig ſei. Der Verfaſſung nach haben wir das Recht, 
die Miniſter anzuklagen; deshalb haben wir auch die Befugniß, 
über die Pflichterfüllung oder Pflichtvergeſſenheit der Beamten uns 
auszuſprechen, und wenn das Haus dies thut, ſo thut es nichts 
weiter, als was in ſeinem Rechte ſteht. (Vravo links.) — Mi- 
niſter des Innern Graf zu Eulenburg: Der Vorredner hat eine 
Aeußerung von mir citirt, daß ich keine Polizeiwirthſchaft duiden 
wolle. Da iſt es doch wohl erſt nöthig, daß wir uns über den 
Begriff Polizeiwirthſchaft verſtändlgen. (Aha!) Ich nenne Poli- 
zeiwirthſchaft, wenn ſich die Polizei in Dinge miſcht, die ſie nichts ange⸗ 
hen, wenn ſie eingreift in Sphären, die dem Rechte oder der freien 
Thätigkeit des Einzelnen vorbehalten ſind. Wo aber die Polizei 
ihren Befugniſſen und Verpflichtungen nachkommt, da kann von 
Polizeiwirthſchaft nicht die Rede ſein. Sie gebrauchen aber das 
Wort Wirthſchaft überall, wo es nicht nach Ihrem Sinn geht. 
Iſt Ihnen das Budget zu hoch, jo nennen Sie es Militärwirth- 
ſchaft. Schließt die Regierung einen Vertrag mit einer Gefell- 
ſchaft, von dem Sie behaupten, daß er Ihrer Zuſtimmung bedarf, 
jo nennen Sie es Finanzwirthſchaft; gefällt Ihnen ein gerichtliches 
Urtheil nicht, ſo nennen Sie es Juſtizwirthſchaft. Das, meine 


Daß eine ſolche vorhanden 


Die Stadtverordneten in Köln hatten bereits die Ab- 


er perſönliche Bemerku ngeu. — 


= 
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Herren, aber nenne ich Parlamentswirthſchaft. — Abg. Harkort I: 


Der Zweck des Feſtes, von dem wir ſprechen, war der, daß das 
ganze Land zeige, daß es mit der Majorität des Abgeordneten⸗ 
hauſes einverſtanden ſei. Schon vor 2 Jahren wurde ein ähnli⸗ 
ches Feſt gefeiert, das höchſt würdevoll verlief, ohne daß die Po⸗ 
lizei Veranlaſſung fand, einzuſchreiten. Es war deshalb auch kein 
Grund vorhanden, das zweite Feſt in dieſer Weiſe zu ſtören. Den 
Ausführungen eines Herrn von der Rechten gegenüber bemerke ich, 
daß die Ehrfurcht und Liebe zum Träger der Krone wohl zu 
trennen iſt von der Anerkennung des Miniſteriums. Meine Her- 
ren! ich habe die Zeit mit durchgemacht eines Stein und Har⸗ 
denberg, ich habe die Karlsbader Beſchlüſſe erlebt, ſo wie das Jahr 
1848, und ich kann bezeugen, daß ein halbes Jahrhundert hin⸗ 
durch das Recht des Volkes nie ſo verletzt worden iſt, wie hier. 
(Die folgenden Ausführungen des Redners ſind auf der Journa- 
liſten-Tribüne ſchwer verſtändlich. Er geht näher auf die polizei- 
lichen Maßregeln in Köln ein und fährt fort:) Iſt das eine Art 
und Weiſe, ein ruhiges und friedfertiges Volk zu behandeln? 
Stehen wir ein für unſer Recht und unſere verfaſſungsmäßige 
Freiheit, damit wenigſtens unſere Nachkommen ſagen lönnen: Wir 
ſind ſtolz, einem Lande wie Preußen anzugehören. — Abg. Lent: 
Ein Polizeigeſetz darf nicht nach Analogieen, ſondern muß ſtriktiſ⸗ 
ſime interpretirt werden, zumal da der Sinn deſſelben hier ganz 
klar auf der Hand liegt. Die vom Hrn. Miniſter angebotene 
Wette beweift, daß er ſelbſt wenig Reſpekt vor einem richterlichen 
Urtheil beſizt. Es iſt übrigens der Hr. Miniſter ſelbſt, welcher das 
Wort Polizeiwirthſchaft hier im Hauſe eingeführt hat. — 
Abg. Dr. Becker giebt eine ſehr eingehende und launige Schil⸗ 
derung der Ereigniſſe bei dem Kölner Feſt, deren Reiz hauptſäch⸗ 
lich auf den Details beruht, die im Auszuge unmöglich wiederzu⸗ 


geben ſind. Er charakteriſirt hauptſächlich das Verhalten der Bür- 


germeiſter von Longerich und Deutz bei dieſer Gelegenheit und 
ſchließt mit den Worten: Die Ereigniſſe in Köln ſind zu Demon⸗ 
ſtcationen gemacht worden von Seiten der Regierung. Die Re- 
gierung hat dadurch gezeigt, daß ſie mit der Ausübung der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte nicht beſtehen kann. Die Nation wird das 
Miniſterium beim Worte nehmen, und am verfaſſungsmäßigen 
Rechte der Nation wird die Regierung Schiffbruch leiden. — Abg. 
Schulze (Berlin): Aus den Erklärungen des Miniſters des In⸗ 
nern geht hervor, daß man das Feſt nur deshalb verhindert hat, 
um die Stimme des Volkes nicht durchdringen zu laſſen durch dle 
Mauer, die man zwiſchen Fürſt und Volk errichtet hat. Geſetz 
und Recht im Lande find in permanenten Belagerungs - Zuftand 
verſetzt, ohne daß er formell verhängt iſt. Die Wette, die uns 
der Herr Miniſter angeboten, aus feinem Munde und an dieſer 
Stelle zu hören, iſt jo exorbitant, daß wir es vor dem ganzen 
Lande konſtatiren müſſen. Wir müfjen erllären, daß wir uns nicht 
zum Mitſchuldigen des Herrenhauſes machen wollen, das den Ver- 
ſuch machte, eine Korreltion auszuüben auf das Ober - Tribunal. 
Daß er es wagt, uns eine ſolche Wette anzubieten, müſſen wir 
mit entſchiedenem Unwillen zurückweiſen. (Zuſtlmmungs links.) 
Der Schluß der Debatte wird 


Abg. v. d. Heydt: Hr. Ju 


e eren 


at Demcttungen hier 
könnte. f 
Gebiet ſeiner Redeweiſe zu folgen. — Abg. Graf Schwerin: 
Es hat mir von Anfang an widerſtrebt, in dieſer Sache überhaupt 
das Wort zu ergreifen, da auf keiner von beiden Seiten mein 
Herz iſt. Da aber der Abg. v. Blankenburg einen Theil meines 
Schreibens an das Feſt-Comité verleſen hat, aber mit Weglaſſung 
des letzten Satzes, ſo erkläre ich, daß ich mich heute noch zu dem 
ganzen Schreiben bekenne. Ich hielt das Feſt für eine Demon⸗ 
ſtration, die mir damals ſehr wenig angemeſſen etſchien; war aber 
damals wie heute der Meinung, daß die Regierung einen geſeßzli⸗ 
chen Grund zum Verbot des Feſtes nicht hatte. Die Königl. Re- 
gierung in Preußen kann aber nur kräftig fortbeſteheu, wenn fle 
nach Geſetz und Verfaſſung gehandhabt wird. Ich werde daher 
für die erſte Reſolution, aber gegen die 2., 3. und 4. ſtimmen. — 
Hr. Munzer nimmt die katholiſche Geiſtlichkeit gegen den Vorwurf 
des Abg. Leue in Schutz, daß fie immer nur mit der Gewalt geht. 
Sie habe ſchlagende Beweiſe vom Gegentheil gegeben. — Abg. 
v. Blankenburg: Die Courtoiſie gegen den Hrn. Grafen hat 
mich bewogen, nur das Mittelſtück aus ſeinem Briefe vorzuleſen, 
um ihn nicht in ſeiner Stellung zu kennzeichnen. Er ſteht immer 
zwiſchen Thür und Angel, ſtatt dem Konflikt offen ins Auge zu 
ſehen oder auszuweichen. — Abg. Reſpondek proteſtirt im Namen 
der polniſchen Geiſtlichkeit gegen die Aeußerung des Abg. Bir 


Gerade fie habe ſtets auf Selten des Volkes gegen die Despot 
geſtanden. — Abg. Gr. Schwerin: Die perſönliche Achtung, 
die ich trotz meiner politiſchen Gegnerſchaft gegen den Abg. von 
Blanckenburg hege, erlaubt es mir nicht, auf ſeinen Vorwurf zu 
antworten. Ich appellire an das öffentliche Urtheil, ob ich ſtets 
zwiſchen Thür und Angel ſtehe und keine feſte politiſche Stellung 
einnehme. — Abg. Leue: Den Geiſtlichen in Polen habe ich 
keinen Vorwurf gemacht; gegen die katholiſche Geiſtlichkeit in der 
Rheinprovinz muß ich ihn aufrecht erhalten. — Abg. Schulze 
(Borken) verlangt für dieſe „Verleumdung einer ehrenwerthen Kör⸗ 
perſchaft“ einen nachträglichen Ordnungsruf, den der Vicepräſident 
v. Unruh auszuſprechen keine Veranlaſſung findet, da der Wider⸗ 
ſpruch der Angegriffenen die Sache bereits erledigt habe. — Abg. 
Wachsmuth als Berichterſtatter (auf der Journaliſten-Tribüne 
bei der großen Unruhe des Haufes ſaſt ganz unverſtändlich) reſu⸗ 
mirt die Hauptpunkte der Debatte und befürwortet noch einmal 
den Antrag der Kommiſſion. — Abg. Gr. Schwerin ſtellt den 
Antrag, über die einzelnen Theile des Antrags getrennt abzuſtim⸗ 
men. Abg. Oſterrath ſchließt ſich dem an und bemerkt zur 
Abſtimmung, er wolle ſich lieber der Gewalt der Regierung fügen, 
als ſich von der Fortſchrittspartei tyranniſiren laſſen. Er werde 
daher gegen den Kommiſſionsantrag ſtimmen. — Der Antrag der 
Kommiſſion wird mit großer Majorität angenommen. Gegen 
Theil 1. deſſelben ſtimmen nur die Konſervativen und ein Theil 
der katholiſchen Fraktion, darunter Oſterrath. Gegen Theil 2—4 
auch Graf Schwerin. 

Schluß der Sitzung 3%, Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 
(22.) 10 Uhr. Tagesordnung: Der Antrag von Reichenſperger 
und Gen. behufs Erlaſſes einer Adreſſe. Bericht der Kommiſſton 
für die Nordpol Expedition. Das Geſetz wegen Aufhebung des 
Zuſchlags zu den Gerichtskoſten. 


— 1 


etwa 11 Jahre alten Mädchens 
gefunden. 
Bertha Jahnke war, dieſelbe, 
heimlich verließ und ſich nach 
ſich Spuren einer erheblichen Züchtigung. 
duktion nach dem Krankenhauſe befördert worden. 


hält 


beantragt und angenommen. Es] ſämmtlich wieder gewählt. 


D 18 
Ich kann mich aber nicht veranlaßt fühlen, ihm auf das 


Pommern. 
Stargard. Am Donnerſtag früh wurde die Leiche eines 
in der Ihna beim Weidenſteig 
Bei näherer Ermittelung ſtellte ſich heraus, daß es die 
welche vor einiger Zeit ihre Eltern 
Berlin begab. Am Körper fanden 
Die Leiche iſt zur Ob⸗ 


Aus dem Kreiſe Rügen, 15. Februar. In der 
vergangenen Nacht iſt das Gehöft des Kaufmanns Utz in Seedorf 
bis auf ein kleines Nebenhaus in Flammen aufgegangen. Gegen 
10%, Uhr brach das Feuer in einem angebauten Wagenſchauer 
aus und der thätigen Hülfe der Rettungsmannſchaften iſt es nur 
zu verdanken, daß bei dem Winde eine Weiterverbreitung verhütet 
worden iſt. 

+ Anclam, 16. Februar. In der heutigen Stadtvrrord⸗ 
neten-Verſammlung fand u. A. die Wahl eines Kurattors des 
Gymnaſti an Stelle des nicht beſtatigten Dr. Schmidt ſtatt. Die 
Vrrſammlung beſchloß keine Neuwahl vorzunehmen, ſondern durch 
eine Beſchwerdeſchrift in der höheren Inſtanz den Verſuch zu ma⸗ 
chen, ob nicht der früher zum Kurator des Gymnaſti gewählte Dr. 
Schmidt beſtätigt werde. 

Vermiſchtes. 

— (Ein großartiger Humbug.) Von der kanadiſchen 
Grenze kommt, nach New⸗Norker Zeitungen, die, wie dieſe ſelbſt 
hinzufügen, kaum glaubliche Nachricht, daß dort ein Pumpen-Ap⸗ 
parat entdeckt worden iſt, deſſen Zweck ſein ſollte, vermittelſt im 


Niagara gelegter Röhren aus einem großen Behälter auf der ka⸗ 


nadiſchen Seite Whisky in die Vereinigten Staaten zu ſchmuggeln. 


Neueſte Nachrichten. 

Köln, 16. Februar, Abends. Die „Kölniſche Zeitung“ ent⸗ 
nachſtehende Mittheilung: Nachdem die Rathskammer des Land⸗ 
gerichts die wegen der Erklärung des Appellationsgerichtsraths 
v. Ammon in Betreff des Artikels 84 der Berfaſſung erfolgte Be⸗ 
ſchlagnahme der „Köln. Ztg.“ (Nr. 38) aufgehoben, hat auch der 
Anklage-Senat des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes die hier⸗ 
gegen vom Oberprokurator Bölling eingelegte Oppoſition in heu⸗ 
tiger Sitzung verworfen. 

Wien, 16. Februar, Mittags. (Priv,-Dep. d. B. B.-Z.) 
Nach dem in der geſtern ſtattgefundenen Generalverſammlung der 
Aktionäre der Kreditanſtalt vorgelegten Geſchäftsbericht beträgt der 
Reingewinn pro 1865, incl. des außerordentlichen durch den Ver⸗ 
kauf der Domäne Pardubitz erzielten Gewinnes, 2,7 70,000 Gulden, 
von denen 520,000 Gulden zu Abſchreibungen verwendet werden 
ſollen. Die Propoſitionen, den am 1. Januar c. fällig gewordenen 
Coupon mit 9 Gulden einzulöſen, bis 1871 jährlich 250,000 Gulden 
Spezialreſerve zu legen und 50,000 Gulden von dem Grundſtück⸗ 
Konto abzuſchreiben, ſowie die anderen weniger wichtigen Propo- 
fitionen fanden auf das Verlangen des Regierungs-Kommiſſars 
En- bloe-Annahme. Die bisherigen Verwaltungsräthe wurden 


clear. pr Nar = 2 27398 
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Handelsminiſter hat geſtern eine Verordnung an die Zollbehörden 
erlaſſen, welche ihnen eröffnet, daß der Handelsvertrag mit Sar⸗ 
dinien vom 18. Oktober 1861 mit dem heutigen Tage auf alle 
italieniſchen Provinzen ausgedehnt iſt. 

London, 16. Februar, Abends. Die Regierung beruft zu 
morgen eine außerordentliche Sitzung beider Häufer des Parla- 
ments ein, um eine Bill behufs Suspendirung der Habeas⸗korpus⸗ 
Akte in Irland einzubringen. 


1 Börſen: Berichte. 
bat 17. Februar. Witterung: reguigt. Temperatur 4-5 % R. 


Wind: S ; 
An der Börfe, 
Weizen matt, loco pr. SHpfd. gelber 62—69 Ag bez, mit Aus⸗ 
wuchs 48—62 bez, 83—85pfd. gelber Frühjahr 69 / bez., Mai⸗ 
er W. 7, J,. K bez., Juni⸗Juli 72,9% bez., Juli⸗Auguſt 73 . 
ez. u. Br. vi 
Roggen matt, pr. 2000 Pfd. loco 46—47 . bez., Frühjahr 47 ½, 
46% , bez., Mai⸗Juni 48, 47% . bez. u. Gd., Juni⸗Juli u. Juli⸗ 
Aug. 49, 48¼ , bez. ü 
80 Kr, Ar loco pr. Tuer, 1155 1 41 e bez., ſchleſ. Conu. 
„39½ 4 3, Frühjahr 70pfd. ſchleſ. ez. 2 ö 
Ses loco pr. 50pfd. 2728 & bez., che. Frühjahr 29%, 


r. 
Erbſen loco Futter- 46 bez, Frühjahr 491 Br. 
Rüböl matt, 15 15%, . Br., Per 15 ½, 11 i bez. u. 

Br., April Mai 15 ¾% A Br., September⸗Oktober 13%, 1, bez. 
Spiritus unverändert und ſtille, loco ohne Faß 14%, ben., 
ebruar 14%, n Br., Frühjahr 14 RE Br., % . Gb., Mai-Juni 
5% ½ Br., 15½% & Gd., Juni» Juli 15 & Br., Juli- Auguſt 
15% & bez. 


Landmarkt. 
Weizen 60—68 %, Roggen 45 —48 „., Gerſte 34—38 , Erbſen 
47 —50 % per 25 Shift, fer 25—28 ½ per 26 Schffl., Heu per 
Ctr. 1-14 , Stroh pr. Schock 12—16 . 


Hamburg, 15. Februar. Getreidemarkt ſehr mi Weize de 
Februar 5400 Pfd. netto 116 Bkothlr. Br., 114 Gd., — pril-Mat 118 ½ 
Br. n. Gd. — Roggen per Februar 5000 Pfd. netto 82 Br., 80 Per 


April-⸗Mai 80½ Br. u. Gd. — Oel loro 33¼ 33 ½, per Mai 33¼ 
bis 33 ½, per Oktober 28 —27½. — Kaffee. Inhaber balten eher feſter, 
verkauft 3000 Sack Laguayra ſchwimmend. — Zink verkauft 3009 tr. per 
Frühjahr 16, 4; gefordert 16, 4, — Regenwetter. g k 
Amſterdam, 16. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
fill. Roggen loco geſchäftslos, Termine flauer. Rapps per Oktober 74%. 
Rüböl per Mai 54 ½, per Herbſt 44. 6 


Kirchliches. 
Die morgende Predigt des Herrn Militair-⸗Oberprediger Wil hel mi in 
der Johannis⸗Kirche beginnt nicht um 9 Uhr, ſondern um 8 Uhr, 


Beim Schluß des Blattes war unfere Berliner Depeſche 
noch nicht eingetroffen. 


